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Deportationsstraf e und Ausweisung 
Ein Beitrag zur Vergangenheit und Gegenwart der Landesver­
weisung aus dem Blickwinkel der „sozialen Ausschließung" 

Der Ve1j: schlägt einen Bogen von der Deportationsstrafe im römischen Recht bis 
zum Institut der Ausweisung im Ausländerrecht der Gegenwart. Waren die histo­
rischen Wegbereiter der modernen Deportation noch in erster Linie strafrechtli­
che Sanktionen, so entwickelte sich die Deportation ab dem 15. Jahrhundert zu 
einem Mittel, mit dessen Hilfe die seefahrenden Nationen Kolonien besiedeln, sichern 
und ausbauen konnten. Abgesehen von einem kurzen Versuch Preußens, die Depor­
tation als Ve1waltungsmaßnahme einzuführen, entwickelte sich in Deutschland keine 
Deportationsstrafe. Gerade in diesem Versuch sind jedoch deutliche Parallelen 
zur Ausweisungssystematik im geltenden Ausländergesetz zu sehen, die vehement 
den strafenden Charakter verneint, gleichwohl aber in der Tradition der histori­
schen Deportation funktioniert. 

The author describes a widespread view on deportation as a sanction in the early 
roman empire until modern expulsion in the German foreigners law. In ancient 
times deportation has been a penal sanction in the first place. Since the 15th cen­
tury it has changed into a legal option of transporting people to build and estab-
lish the early overseas colonies. 
German law never used deportation as a penal sanction. Prussia started the first 
and only test by creating an administratory measure. Even this test shows paral­
lels to todays foreigners law which obviously denies the punishing character of 
expulsion but works in tradition of the early deportations. 

Seit Mitte der neunziger Jahre wird in der Kriminologie ein neues Paradigma 
- die soziale Ausschließung - diskutiert (vgl. hierzu die Beiträge in KrimJ.
1/95 und 4/95). Die Diskussion wird dabei überwiegend anhand aktueller gesell­
schaftlicher Entwicklungen geführt. Ein historischer Rückblick, der Formen
der sozialen Ausschließung in der Vergangenheit aufgreift und diese Ent­
wicklung überblickartig weiterführt, fehlt jedoch bislang. Dabei gibt es eine
Vielzahl von „Exklusionstraditionen" (Kersten 1999, S. 14), die belegen, daß
unterschiedliche soziale Ausschließungsformen eine lange Tradition aufwei­
sen. Im folgenden soll anhand des Beispiels der Deportation/Ausweisung dar­
gestellt werden, daß soziale Ausschließung schon zu früheren Zeiten zum
Umgang eines Staates mit seinen Bürgern gehörte und daß sich hieraus eine
kontinuierliche Entwicklung bis hin zu modernen Formen des Ausschlusses
nachzeichnen läßt.

Die Deportation 

Der Begriff „Deportation" bezeichnet keine geschichtlich einheitliche Sankti­
onsform und stellt in einer doppelten Bedeutung nicht zwingend immer eine 
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Strafe im rechtlichen Sinne dar. In deutlicher Abgrenzung voneinander kön­
nen -und müssen -zwei Bedeutungen unterschieden werden 1. 

So wird zum einen-maßgeblich im deutschen Sprachgebrauch-unter „Depor­
tation" die massenhafte Vertreibung und Verschickung ganzer Bevölkerungs­
gruppen verstanden, die immer wieder - wenn auch in deutlich abgestufter 
Gewalttätigkeit - Teil der Geschichte war, von der Antike über die Unrechts­
taten des Dritten Reichs bis hin zu Massenvertreibungen in den ethnischen Kon­
flikten der Gegenwart. Dem steht als zweite (ursprüngliche) Bedeutung des 
Wortes „Deportation" die individuelle gesellschaftliche Sanktion gegenüber, 
d.h. ein als Strafe verstandener Transport eines einzelnen aus seiner Heimat . 
In der nachfolgenden Darstellung soll es nur um die zweite Gruppe gehen: die 
Deportation als Bestrafung eines individuellen Einzeltäters2

• 

Ursprünge der Deportationsstrafe 

Die Deportation wurde erstmals im römischen Recht als Strafe entwickelt. Ihr 
gingen verschiedene, voneinander abgestufte Formen von Freiheitsstrafen vor­
aus3

, die teilweise -so die relegatio - auch parallel zur Deportation im Stra­
fensystem erhalten blieben. Die Deportation tritt sowohl im römischen Reich 
als auch in späteren Rechtssystemen in Konkurrenz zur Verbannung bzw. zur 
Todesstrafe. Insofern ist es wichtig, den Anwendungsbereich sowie die 
Abgrenzung zwischen diesen drei Strafarten zu unterscheiden, schlossen sich 

1 Dies wird im Art. ,,Deportation" im Deutschen Rechtslexikon (1992, S. 941) ver­
kannt, indem ohne weitere Differenzierung die Deportation definiert wird als „die 
unter staatlichem Zwang vorgenommene Verbannung von Verbrechern, politischen 

Gegnern oder ganzen Bevölkerungsgruppen in entlegene Gebiete (z.B. überseei­
sche Strafkolonien), um sie einem langjährigen - häufig lebenslangem - Zwangs­
aufenthalt zu unterwerfen." (Hervorhebung K.B.) Hier wird die strafrechtliche Sank­
tion „Deportation" mit rechtlich nicht zu begründenden Massenvertreibungen gleich­
gesetzt, die in der Geschichte zumeist ein Element einer staatlichen Unrechtsherr­
schaft waren. 

2 Während in Deutschland gerade unter dem Eindruck des Nationalsozialismus über­
wiegend nur die Massenvertreibung als „Deportation" begriffen wird. Dies beruht 
zum einen auf dem nachhaltigen Eindruck, den die massenhaften Deportationen in 
Konzentrationslager im Gedächtnis der Menschen hinterlassen hat, aber auch dar­
auf, daß, wie im folgenden zu zeigen sein wird, das deutsche Strafrecht zu keinem 
Zeitpunkt die Deportationsstrafe in der Form gekannt hat, wie sie im Strafrecht 
anderer Länder vornehmlich vom 15. bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts vorherrschte. 

3 Von Holtzendorff nennt im wesentlichen drei: 
1. die „aqua et ignis interdictio", die mit einem Verlust der römischen Bürgerrechte,
der Beschränkung der Vermögensdisposition und des Aufenthaltsortes verbunden
war (1859, S. 42); hierbei handelte es sich jedoch nicht um eine Bestimmung des
zukünftigen Aufenthaltsortes, sondern vielmehr um das Verbot, nach Rom zurück­
zukehren,
2. eine abgemilderte F01m der „relegatio" ohne bestimmte Aufenthaltsanweisung,
bei der nur untersagt wurde, sich in Rom oder Italien aufzuhalten (ebd.) sowie
3. die „relegatio" mit der Bestimmung eines entlegenen Aufenthaltsortes (ebd.).
Der gemeinsame Ausdruck für die als Freiheitsstrafen geltenden Sanktionen ist
,,exilium" (ebd.).

Krim. Journal, 33. Jg. 2001, H. 1 29 



doch Verbannung und Deportation zumindest in späteren Rechtssystemen gegen­
seitig aus. 

Der Begriff der „Deportation" leitet sich -dies weist noch heute auf den histo­
rischen Ursprung dieser Strafform hin -vom lateinischen „deportare" ab. Depor­
tare bedeutet transportieren4. Ursprünglich bezog sich dieses auf den Trans­
port von Waren, die zumeist auf dem Seeweg in andere Länder „deportiert" 
wurden. Erst später entwickelte sich hieraus der Transport von „Menschen­
material" (Müller-Seidel 1989, S. 26) und damit die Deportation im heutigen 
Verständnis. 

Hierin liegt nun aber die entscheidende Differenz zwischen der Deportation 
und der Verbannung. Während die Deportation zwingend-schon aus dem engen 
Wortsinn heraus -einen Transport, also eine Verschickung des Verurteilten erfor­
dert, schließt dies die Verbannung, die ein gewisses Element der Freiwilligkeit 
beinhaltet, geradezu aus. So definiert Heimberger die Deportation als ,,( ... ) die 
mit staatlichem Zwang erfolgende Verbringung von Menschen an einen weit 
entlegenen, oft überseeischen Ort zu längerem oder dauerndem Aufenthalt" 
(Heimberger 1927, S. 12). Die räumliche Distanz zwischen der verstoßenden 
Gesellschaft und dem Deportationsort ist eine notwendige Voraussetzung. Aus 
diesem Grunde ist eine ursprüngliche Form der Deportation im römischen Recht 
die „relegatio/ deportatio in insulam", der Transport auf eine (zumeist abgele­
gene) Insel. 

Zur Unterscheidung von Deportation und Verbannung 

Eine der ursprünglichsten Strafen in frühen Rechtsordnungen war die Verban­
nung, die es in je verschiedenen Ausformungen u.a. auch im germanischen Recht 
gab. Das germanische Recht kannte in erster Linie die Friedlosstellung (vgl. 
v. Liszt 1883, S. 12), bei der der Täter „aus dem Frieden des ganzen Volkes
gesetzt wurde" (Schmidt 1983, S. 30). Der Täter verlor seine Rechtsfähigkeit
und damit einhergehend „seine Existenz als 'Person'" (Schmidt 1983, 30) bis
hin zu den Konsequenzen, daß von diesem Zeitpunkt an seine Frau als Witwe
galt, seine Kinder als Waisen, der Besitz beschlagnahmt und sein Haus ver­
wüstet wurde (Schmidt ebd.; Rüping 1991, S. 6). Darüber hinaus war jedes
Mitglied der Gemeinschaft verpflichtet(!), den Friedlosen zu töten. In abge­
schwächter Form wurde diese Pflicht zu einem Recht, das nur den nahen
Angehörigen eines Getöteten zustand (Schmidt ebd.). Im übrigen gab es abhän­
gig von der Schwere des begangenen Delikts die Möglichkeit, daß der Täter
durch eine Sühneleistung die Friedlosigkeit beenden und wieder in die
Gemeinschaft aufgenommen werden konnte (Rüping 1991, S. 6). In Anbetracht
der schweren Folgen, die Ausnahmen oder Abweichungen nicht zuließen, war
schon bei den Germanen die Verbannung als „Milderung" der Friedlosigkeit
bekannt.

4 Von Holtzendorff übernimmt diese Übersetzung, verweist jedoch darauf, daß Trans­
portation im neueren Sprachgebrauch im Vergleich zur antiken Deportation noch 
eine andere Konnotation aufweist: Der Verurteilte wird nicht nur aus seiner bis­
herigen Heimat fortgeschafft, er wird auch hinübergeschafft ( v. Holtzendorff 1859, 
S. 158), nämlich über das Meer in eine Kolonie transportiert.
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Eine gebräuchliche Strafform des frühen Mittelalters war die „Acht", der 
Schmidt „vernichtende ( ... ) Wirkungen für die Persönlichkeit" zuschreibt 
(Schmidt 1983, S. 63). Der hiervon Betroffene wurde, vergleichbar mit dem 
germanischen Recht, friedlos gestellt mit der Folge, daß jeder ihn straflos töten 
durfte5

. Der Geächtete wurde „aus allen schützenden Gemeinschaften ausge­
stoßen" (Schmidt ebd.). Um die schwerwiegenden Nachteile für den Betrof­
fenen wissend, hat auch das mittelalterliche Rechtssystem in der Folge eine 
Reihe von Abschwächungen der „Acht" entwickelt, von denen die „Verban­
nung" im eigentlichen Sinne weite Verbreitung fand. Hierbei wurde der Ver­
urteilte lediglich aus der Stadt oder dem Land verwiesen, um auf diese Weise 
-aus den Augen, aus dem Sinn - den Rechtsfrieden wiederherzustellen, indem
er dem Blick des Geschädigten entzogen wurde.

Ein anderes Problem war die Frage, ob zugleich mit der Verbannung (die auf 
Dauer angelegte Friedlosstellung setzte dies als notwendige Folge voraus) auch 
die Güter des Verstoßenen eingezogen werden durften bzw. mußten. Dies war 
in den abgeschwächten Formen des Mittelalters nicht die Regel. In der Ein­
ziehung der Besitztümer sieht Beccaria ein Dilemma, denn sie stellt nach sei­
ner Auffassung eine schlimmere Strafe als die Verbannung dar (1998, S. 15). 
Er zieht daraus den Schluß, daß eine vollständige Einziehung des Besitztums 
nur dann möglich sein solle, wenn die Verbannung und damit die Trennung 
von der Gesellschaft eine endgültige sei (ebd.). So verweist Rüping (1991, S. 
18) mit Recht auf die zweifelhafte Wirkung einer endgültigen Vernichtung der
Existenz der ,Person', wenn er schreibt: ,,Daß Ehrlosigkeit und Verweisung
den Täter erwerbs- und arbeitslos machen und damit das Problem der Krimi­
nalität potenzieren statt lösen, ist eine späte Erkenntnis."

Die Verbannung konnte zeitlich befristet werden (Schmidt 1983, S. 64 ), ermög­
lichte dem Rechtsbrecher also eine Rückkehr in die soziale Gemeinschaft. Dies 
setzte - ganz im Sinne Beccarias - notwendig voraus, daß es noch Besitz gab, 
zu dem er zurückkehren konnte. 

Friedlosstellung und Verbannung waren immer bis zu einem gewissen Grad 
mit der ,Freiwilligkeit', das Land zu verlassen, verknüpft. Jedoch: Es lag im 
eigenen (Überlebens-)Interesse des Betroffenen, sich außerhalb der Gemein­
schaft in Sicherheit zu bringen. So kannten schon die Germanen „Fluchtfri­
sten", während derer sich der Friedlosgestellte in Sicherheit bringen konnte. 
Die Friedlosigkeit setzte erst nach Ablauf dieser Fristen ein (Schmidt 1983, S. 
31 ), die in der Regel immer genügend Zeit zur Flucht boten. In dieser Flucht­
möglichkeit liegt der entscheidende Unterschied zwischen der Verbannung in 
all ihren Formen und der Deportation. Letztere ist immer eine gewaltsame, mit 
(staatlichem) Zwang verbundene Maßnahme6

. 

5 Während im 15. Jahrhundert hieraus - wiederum in Abschwächung der nachhal­
tigen Folgen - die Verpflichtung wurde, daß jeder, der den Geächteten im Land 
antraf, diesen festzunehmen hatte (Rüping 1991, S. 36). 

6 Sonst wäre auch der dahinter stehende Strafcharakter der Deportation verfehlt, zu 
der notwendig der Transport an einen weit entfernten Ort gehört, der freiwillig und 
aus eigener Kraft/mit eigenen Mitteln nicht zu erreichen ist. Andernfalls bestünde 
regelmäßig die Gefahr, daß (dem Zweck der Deportation zuwiderlaufend) die Depor­
tierten in ihre Heimat zurückkehren könnten. 
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In späteren Rechtssystemen schlossen sich Verbannung und Deportation aus 
sehr viel pragmatischeren Gründen aus, wobei die Deportation zu einer weit 
wichtigeren Sanktionsform wurde. Staaten, die Kolonien besaßen, waren dar­
auf bedacht, die Verurteilten dorthin zu deportieren (vgl. Holzhauer 1978, S. 
1447), während Ländern, die keine Kolonien besaßen, dieses Strafmittel aus 
rein faktischen Gründen verwehrt war. Die Verbannung als Strafform wurde 
mit der Gründung der Kolonialreiche zunehmend bedeutungslos. Angesichts 
des gegenwärtigen ausgebildeten Nationalstaatensystems findet sie keine 
Anwendung mehr, da sie als ein Eingriff in zwischenstaatliche Beziehungen 
aufgefasst werden würde (vgl. Holzhauer 1978, S. 1436) und zudem gegen inter­
nationale Menschenrechte verstieße (o.A. 1992, S. 941 f. unter Bezugnahme 
auf Art. 5 MRK). 

Zum Verhältnis von Deportation und Todesstrafe 

Die Friedlosstellung (oder Acht) weist in einigen Aspekten Parallelen zur 
Todesstrafe auf. Wer die Gemeinschaft nicht verließ, obwohl über ihn die 
Acht verhängt worden war, setzte sich stets der Gefahr aus, sein Leben zu 
verlieren. Dazu bedurfte es keiner staatlichen Vollstreckung eines Todesur­
teils. Anders bei der Deportation, bei der immer der Gedanke im Vordergrund 
stand, den Verurteilten weiter verwenden zu können, sei es als kostenlose 
Arbeitskraft in Form von Zwangsarbeit oder als Siedler einer neugegründe­
ten, mit unbekannten Gefahren behafteten Kolonie. Die in den Kolonien arbei­
tenden Gefangenen vermochten eine nutzbringende Tätigkeit zu verrichten 
und dadurch gleichsam den Wert des Koloniallandes zu erhöhen (vgl. Bruck 
1898, S. 429). Die aufkommenden Nationalstaaten waren angesichts ihres 
Expansionsdrangs sehr daran interessiert, ihre Staatsangehörigen nicht zu 
töten, sondern „nützlichen" Zwecken zuzuführen. Aus diesem Grunde ist die 
paradoxe Situation verständlich, daß zu Zeiten der christlichen Kaiser im 
Römischen Reich die Todesstrafe als ,milderes' Strafmittel im Verhältnis zur 
Deportation eingeführt wurde. Dies beruht auf einem grundlegend anderen 
Verständnis davon, was den Wert des Lebens ausmachte. Lange Zeit durfte 
gegen römische Bürger keine Todesstrafe verhängt werden. Wollte man sie 
endgültig aus der Gesellschaft ausstoßen, so hieß dies, sie zu verbannen. Die 
Verbannung zu Zeiten Roms stellte eine Verbannung aus der ,Welt', den sozia­
len Tod der Verurteilten dar. Diesem Verständnis zufolge war die Todesstrafe 
ein ungleich milderes Mittel, bedeutete sie doch nicht die absolute Negie­
rung des Individuums. 

Erst sehr viel später wurde die Deportation als Relativierung der Todesstrafe 
wieder entdeckt. Einen nicht unwichtigen Grund mag hierbei eine vollkom­
men andere Bewertung des menschlichen Lebens spielen. Wurde ein Verur­
teilter aus der einen Gesellschaft ausgestoßen, so konnte er immer noch Anschluß 
an eine neue Gesellschaft-namentlich in den Strafkolonien -finden. Das Leben 
ging an einem anderen Ort weiter, während im Vergleich dazu nunmehr die 
Todesstrafe eine erschreckende Endgültigkeit besaß. 

Vom Nutzen des Deportierten 

Eine der ursprünglichsten Formen, den Deportierten als Arbeitskraft zu nut­
zen, war die Verbringung auf eine Galeere (s. Rusche/Kirchheimer 1981, S. 77 
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ff; 84; dazu auch Kersten 1999, S. 14). Die Galeerenstrafe war zunächst aus 
dem antiken Rom bekannt. Im Mittelalter wurde sie von den seefahrenden 
europäischen Ländern wieder aufgenommen. Als Strafe hatte sie jedoch in erster 
Linie für die Länder Bedeutung, die keine Kolonien besaßen. Galeerenstrafe 
und Deportation befanden sich in der Blütezeit der Seekriege in einem echten 
Konkurrenzverhältnis: Spanien und Portugal, beide sowohl Kolonial- als auch 
Seemacht, verbrachten zunächst vermehrt Gefangene in die Kolonien, erwei­
terten gegen Ende des 15. Jahrhunderts dann aber wieder die Galeerenstrafe, 
als sich die Kämpfe zwischen Christen und Mohammedanern im Mittelmeer 
ausweiteten (Rusche/Kirchheimer 1981, S. 77 f.). 

Eine letzte Erinnerung an die einstige Verbannung auf See stellen die Gefäng­
nisschiffe dar. Die amerikanische Revolution und die anschließende Unab­
hängigkeit beendet die Deportationen von England nach Nordamerika (vgl. 
Rusche/Kirchheimer 1981, S. 159f.). Jedoch wurde die Deportationsstrafe als 
solche nicht abgeschafft, da man lange Zeit die Hoffnung hegte, die Aufstände 
in den Kolonien doch noch niederschlagen zu können (Rusche/Kirchheimer 
ebd.; Köberer 1993, S. 204 m.w.N.). Die zur Deportation Verurteilten wurden 
demgemäß ab 1776 zunächst zu Arbeitseinsätzen auf der Themse abgestellt. 
Dies sollte jedoch nur eine befristete Notlösung darstellen (Köberer ebd.). Aus 
der vorübergehenden Lösung wurde die Einrichtung vor Anker liegender 
Gefängnisschiffe. Mit der Folge, daß sowohl die Zahl der Untergebrachten als 
auch die der Schiffe anstieg. Ab 1787 wurden Deportationen nach Australien 
vorgenommen (Köberer 1993, S. 205 m.w.N.), jedoch bedeutete dies keines­
wegs die Abschaffung der Gefängnisschiffe. Hierzu kam es erst im Jahre 1857 
(Köberer ebd.). 

Die ersten Kolonien wurden nach der Entdeckung Amerikas auf dem neuen 
Kontinent gegründet. Beteiligt waren alle seefahrenden Nationen. Spa­
nien deportierte Straftäter u.a. auf die Kanarischen Inseln, die Philippinen 
und die Marianen; Portugal deportierte nach Brasilien, Indien, Mozambique 
und später nach Westafrika; England bis zur Unabhängigkeit der USA 
nach Nordamerika, dann nach Australien; Frankreich nach Französisch­
Guyana und Neukaledonien (Heimberger 1927, S. 12 f.). Die Erfahrungen 
der ersten von Kolumbus zurückgelassenen Schiffsbesatzung hat gezeigt, 
wie gefährlich es war, Menschen in den neuentdeckten Ländern zu de­
ren Besiedlung zurückzulassen. Als die nächste Schiffsbesatzung eintraf, 
lebte keiner der vorher Angesiedelten mehr. Man brauchte also Menschen, 
deren Tod für die Gesellschaft keinen ,großen Verlust' darstellen würde, 
die jedoch ihrerseits darauf angewiesen waren, sich in ihrer neuen Heimat 
eine Zukunft aufzubauen. Hierzu gab es kein geeigneteres Mittel, als ver­
urteilte Straftäter in die Kolonien zu entsenden und zugleich hinter ihnen 
alle Brücken abzubrechen, die ihnen eine Rückkehr in ihrer Gesellschaft 
ermöglicht hätten. Langfristig gesehen konnte auf die Deportation von Frauen 
nicht verzichtet werden. Dies hätte entweder bedeutet, auf unbestimmte 
Zeit immer neue Arbeitskräfte deportieren zu müssen, oder zu riskieren, daß 
die Kolonie über kurz oder lang infolge von Überalterung verloren ging. 
Auf der anderen Seite war es zumindest für reine Strafkolonien nicht mög­
lich, in großem Umfang Frauen zu finden, die freiwillig in die Kolonien zogen 
(Mittermaier 1899, S. 120). Aus diesem Grunde wurde schon frühzeitig die 
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Deportationsstrafe auch für Prostituierte eingeführt (vgl. Mittermaier 1899, 
S. 119)7.

Dies ist zudem ein eindrucksvoller Beleg dafür, daß Frauen schon zu jener Zeit 
zum einen in einem vergleichsweise geringen Maße strafrechtlich in Erschei­
nung traten und zum anderen ein entsprechend strafwürdiges Verhalten von 
staatlicher Seite konstruiert werden mußte. 

Bemühungen um die Einführung der Deportation in Deutschland 

Im Jahre 1801 versuchte die preußische Regierung einige Länder mit eigenen 
Kolonien (Portugal, Spanien, Holland, Dänemark und Rußland) dazu zu über­
reden, preußische Straftäter zu übernehmen (Holzhauer 1978, 144 7). Von den 
angefragten Nationen erklärte sich nur Rußland dazu bereit (vgl. 
Rusche/Kirchheimer 1981, 176), das zuvor schon mit Mecklenburg-Schwerin 
ein vergleichbares Abkommen geschlossen hatte (Holzhauer ebd.). Entspre­
chend wurden 1802 58 Verurteilte aus Preußen nach Sibirien deportiert (Mül­
ler-Seidel 1989, S. 47). Hier nun rächte es sich, daß Sibirien keine Strafinsel 
war: Den Angaben Müller-Seidel zufolge (ebd.) schafften es die Deportierten, 
nach Hause zurückzukehren8

• Es zeigt sich, daß das Element des „weit ent­
fernten Ortes" für den „Erfolg" der Deportation wesentlich ist. 

Rußland, das nicht zu den großen seefahrenden Nationen zählte, hatte ein abwei­
chendes Deportationssystem, das zwar aufgrund großer Entfernungen die Ver­
schickung vorsah, nicht jedoch über den Seeweg. Zwar gab es bis zum Beginn 
dieses Jahrhunderts die dem Amurgebiet vorgelagerte Insel Sachalin als Depor­
tationsort (Heimberger 1927, S. 13); das bedeutendere Deportationsgebiet war 
jedoch das Festland Sibiriens mit seinen dort eingerichteten Straflagern. 

Durch einen Ministerialbeschluß vom 4.6.1828 wurde die Deportationsstrafe 
in Preußen untersagt (Müller-Seidel ebd.). Das Interessante an diesem eher kurios 
anmutenden Versuch, preußische Gefangene nach Rußland abzuschieben, ist 
die damals angeführte rechtliche Begründung. Da es nicht dazu kam, eine schon 
im Urteil auszusprechende Deportationsstrafe in das preußische Strafrecht ein­
zuführen, wurde die Deportation der damals nach Sibirien Verbrachten als „Poli­
ceymaßregel" des Strafvollzugs bezeichnet (Holzhauer 1978, S. 1448). Es han­
delte sich demnach um eine polizeirechtliche, präventive Sicherungsmaßnahme. 

Die Deportation war damit jedoch keineswegs aus den Gedanken deutscher 
Juristen und insbesondere der Strafrechtler verschwunden. Im 19. Jahrhundert 

7 Mittermaier sieht in diesem Zusammenhang für eine „gesunde" Entwicklung der 
Kolonien zwei Probleme: Er greift dabei, wenn auch mit angeführten Bedenken, 
auf Lombrosos Lehre zurück und weist auf die „Bedeutung der anthropologischen 
Bedingungen des gesunden Charakters" hin, der den Deportierten als zukünftigen 
Eltern seiner Meinung nach offenbar fehlt. Hinzu komme, ,,daß der soziale 
Umgang mit sittlich verderbten Eltern den Kindern nicht gerade zum Heile gereicht, 
besonders wenn die helfenden Faktoren der sonstigen Umgebung fehlen." (Mit­
termaier 1899, S. 119). 

8 Vgl. auch Rusche/Kirchheimer ( 1981, 176), die auch auf Widerstand in Preußen 
gegen die Idee der Deportation nach Sibirien verweisen. 
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erschienen eine Vielzahl von Büchern und Aufsätzen, die sich mit dem Thema 
,,Deportation" beschäftigten (vgl. den Literaturbericht von Mittermaier 1900, 
S. 613ff.). Auf dem 24. Deutschen Juristentag im Jahre 1898 schließlich ver­
handelten die Teilnehmer über die Frage, ob sich die Einführung der Deporta­
tion als Strafe nicht doch lohne (s. Mittermaier 1900, S. 616f.und S. 622). So
hatte auch Franz von Liszt, ansonsten als liberaler Denker bekannt und um die
Reform des Strafvollzugs bemüht (vgl. Sieverts 1969), eine positive Einstel­
lung zur Deportationsstrafe, die versteckt in seinem Aufsatz zum „Zweckge­
danken im deutschen Strafrecht" (zuerst 1883 veröffentlicht, zu einer Zeit, als
Deutschland noch keine Kolonien besaß) deutlich wird, und die - weil sie so
gar nicht ins Bild zu passen scheint-leicht überlesen werden kann. Hier schreibt
von Liszt: ,,Gegen die Unverbesserlichen muß die Gesellschaft sich schützen;
und da wir köpfen und hängen nicht wollen und deportieren nicht können, so
bleibt nur die Einsperrung auf Lebenszeit (bzw. auf unbestimmte Zeit)." (v.
Liszt 1883, S. 39; vgl. hierzu Seidel-Müller 1989, 48).

Bockelmann (1969, S. 600) zitiert den Passus, ohne auf die Tragweite einzu­
gehen, die hinter dieser Äußerung bezüglich der Deportationsstrafe stehen mag. 
Bei von Liszt schwingt ein Bedauern um die fehlende Möglichkeit mit, die 
sogenannten „Unverbesserlichen" auf einfache Weise dauerhaft loswerden zu 
können, ohne sich weiter (nämlich in geschlossenenAnstalten9) mit ihnen befas­
sen zu müssen. Das lebenslange Einsperren, dies wird aus der Formulierung 
deutlich, ist nur die zweitbeste Alternative, weil es die andere: die Deporta­
tion, nicht gibt. Zwar bleibt von Liszt um die Strafvollzugsreform bemüht; dies 
gilt jedoch nur in Abstufungen und nur soweit es die sogenannten „Unverbes­
serlichen" nicht betrifft. 

Der soziale und der reale Tod 

Die dargestellten Strafformen - Verbannung, Deportation und Todesstrafe -
verfolgen neben dem sanktionierenden Charakter noch ein weiteres gemein­
sames Ziel: den Ausschluß des Individuums aus der Gesellschaft und die Her­
beiführung seines sozialen Todes. Der soziale Tod - die schärfste Form des 
sozialen Ausschlusses - ist, dies wird sogleich näher zu erklären sein, sehr ver­
schieden vom realen Tod eines Menschen. Von den drei hier erwähnten Sank­
tionsformen ist er gerade bei der Vollstreckung der Todesstrafe, so paradox dies 
zunächst scheinen mag, äußerst unvollkommen. 

Unter sozialem Tod wird hier die endgültige, unwiderrufliche Ausstoßung eines 
Menschen aus der Gesellschaft verstanden, deren Teil er zuvor gewesen ist. 
Beccaria beschreibt dies, auf die gesellschaftlichen Folgen der endgültigen, 
mit dem Verlust aller Besitztümer verbundenen Verbannung so: ,,in diesem Fall 
stirbt der Bürger und der Mensch besteht fort, und hinsichtlich der politischen 

9 Von Liszt (1883, S. 40) schlägt hierzu eine Unterbringung in besonderen Anstal­
ten (Zucht- und Arbeitshäusern) vor, verbunden mit „strengstem Arbeitszwang und 
möglichster Ausnutzung der Arbeitskraft" und einem „unbedingt entehrenden Cha­
rakter" der Strafe durch Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte. 
Diese „Strafknechtschaft" entspricht, abgesehen von dem entfallenden Transport, 
in ihren Wirkungen und Einschränkungen durchaus der Deportationsstrafe. 
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Körperschaft muß dies dieselbe Wirkung haben wie der natürliche Tod." ( 1998, 
115). 

Hannah Arendt hat dies eindringlich an den Beispielen Staatenloser sowie der 
Insassen von Konzentrationslagern belegt. Wird ein Mensch staatenlos, indem 
man ihm seinen Paß abnimmt und ihn aus der Gruppe der Staatsbürger ver­
stößt, so verliert er mehr als nur das Papier: Er verliert seine Identität, die Mög­
lichkeit, sich in der Gesellschaft als eigenständiges Individuum zu definieren. 
Sicher: Er existiert weiter. Zu beachten ist jedoch, daß heute in der Regel jeder 
Mensch Bürger eines Staates ist und nahezu jeder Fleck der Erde einem Staat 
zugeordnet ist. Der Einzelne nimmt über die (durch den Paß definierte) 
Zugehörigkeit zu einem Staat am Gesellschaftsleben teil: Er reist in andere Län­
der, lernt an staatlichen Schulen, erwirbt staatliche Abschlüsse, schließt 
Geschäfte ab, erwirbt Eigentum usw. Anders ein Staatenloser. Zwar genießt er 
als solcher ausländerrechtlich einen besonderen Schutz (weil er keinem Staat 
zugeordnet werden kann, in den man ihn zurückschicken könnte), im „frem­
den" Land wird er jedoch nur „geduldet" (vgl. hierzu auch die Erzählung „Das 
Totenschiff' von B. Traven). Erst wenn ein Staatenloser eine Straftat begeht 
und vor Gericht gestellt wird, wird er wieder als Individuum von der Gesell­
schaft wahrgenommen (Arendt 1996, S. 594ff.). Wenn er vorher als Unperson 
ohne Staatsangehörigkeit keine Rechte besaß, auf die er sich hätte berufen kön­
nen, so kann er sich nun auf die Rechte eines Angeklagten bzw. Strafgefange­
nen berufen (Arendt ebd., S. 595). 

Hierin liegt der Unterschied zwischen dem aus der Gemeinschaft Ausgestoßenen 
und dem als Straftäter immer noch in die gesellschaftlichen Verflechtungen 
integrierten Menschen. Letzterer spielt immer noch eine Rolle - und das in 
einem doppelten Sinn. In heutiger Zeit fällt das weniger auf: Zwar sind Gerichts­
verfahren öffentlich, sie stoßen jedoch nur auf wenig Interesse. Dies war zu 
früheren Zeiten anders. Insbesondere der zum Tode verurteilte Straftäter war 
ein reales, vom Recht beachtetes und in die Gesellschaft integriertes Indivi­
duum. 

Die Vollstreckung des mittelalterlichen Todesurteils erfuhr eine regelrechte Zele­
brierung, die Hinrichtung wurde zu einem „Theater des Schreckens" (van Dül­
men 1995). Hierdurch wurde der Verurteilte in einem besonderen Maße indi­
vidualisiert und aus der Masse der Straftäter herausgehoben: Er war der Haupt­
darsteller in diesem letzten Schauspiel und blieb dadurch auch als Toter in der 
Erinnerung der Menschen, die der Hinrichtung beigewohnt hatten oder in spä­
teren Erzählungen davon hörten 10. 

Erst das anonyme Verscharren des Leichnams des Hingerichteten, wie dies auch 
noch heute z.B. in den USA bei zum Tode Verurteilten geschieht, führt den 

10 Dies gilt - und da muß nicht erst auf hingerichtete Könige zurückgegriffen wer­
den - bis heute fort. In Berichten über Hinrichtungen, sowohl volkstümlichen 
Erzählungen als auch juristischen Protokollen, ,,leben" die Namen der Hinge­
richteten bis heute weiter, während Richter, Henker und Opfer schon lange ver­
gessen sind. Insofern ist vielfach der Eintritt des sozialen Todes des zum Tode 
Verurteilten bis heute ausgeblieben, während dies für die „namenlosen" Depor­
tierten ebenso wie für Millionen von KZ-Opfern nicht gilt. 
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sozialen Tod herbei, indem dem Toten nun auch seine Individualität, ,,seine" 
Grabstätte genommen wird und zugleich ein weiteres Mal - nun endgültig -
dargestellt wird, daß der Verurteilte nicht mehr Teil der Gesellschaft ist. Der 
hingerichtete Straftäter findet seine letzte Ruhe nicht inmitten anderer Mitglieder 
der Gesellschaft, sondern nur zwischen seinesgleichen, anonym und ohne 
Abgrenzung zu den anderen. 

Nicht umsonst galt es im Mittelalter als Ausnahme, wenn den Angehörigen 
nach vollstreckter Hinrichtung der Leichnam zur Bestattung übergeben wurde, 
konnte doch auf diese Art und Weise über ein „ordentliches Begräbnis" der 
Verurteilte Teil der Gesellschaft bleiben, der er einmal angehört hatte. Diese 
Möglichkeit bestand nur bei der Strafe des Schwertes (van Dülmen 1995, S. 
174), die häufig Privileg des Adels blieb. Die Regel war hingegen, daß der Leich­
nam noch tagelang am Hinrichtungsplatz verblieb, öffentlich verweste, oder 
direkt auf dem Richtplatz verscharrt wurde (vgl. van Dülmen, ebd.). Selbst der 
Tote wurde zum Schauspiel, wenn auch nur für eine begrenzte Zeit. 

Etwas ganz anderes gilt in bezug auf die zur Deportation Verurteilten. Ihnen 
wird - wie den Staatenlosen, die Hannah Arendt erwähnt - mit der Verschif­
fung die Identität genommen. Mit dem Schiff trennen sie sich nicht nur räum­
lich, sondern auch tatsächlich von der Gesellschaft, die sie verstoßen hat und 
fahren in ein anderes Leben. So schreibt von Holtzendorff: 

,,Bei der Deportationsstrafe ward nach Jahrhunderten die Person des Bestraf­
ten körperlich und physisch zuerst wieder angegriffen. ( ... )In der öffentlichen 
Wegschleppung aus Rom, als einer äußeren Symbolik, die vor aller Welt Augen 
den Verlust des Bürgerrechts repräsentierte, ließ eine Strafe erkennen, die här­
ter erschien als des geheime Exil, in dem der Deportierte, von aller Welt ent­
fernt, bis an sein Lebensende ausharren mußte." (v. Holtzendorff 1859, S. 60; 
Herv. im Orig.). 

Die Deportation nimmt den Zurückgebliebenen jede Erinnerung und Verbin­
dung. Der Mensch ist nicht weiter Teil der Gesellschaft, die ihn verstoßen hat. 
Dies zieht den sozialen Tod nach sich. Indem er mit unzähligen anderen das 
Schicksal der Deportation teilt, verliert er seine Identität. Sein weiteres Leben, 
sein Tod, ja selbst die Realität seiner Bestrafung finden in einem Raum außer­
halb der Gesellschaft statt11

. Der Strich zwischen vergangenem und „neuem" 
Leben ist ein endgültiger, wie die Strafe der Deportation eine endgültige ist. 

In Konsequenz und Zahl ist dies allenfalls vergleichbar mit der durch Einführung 
der Guillotine massenhaft in Gang gesetzten Hinrichtungsmaschinerie (Arasse 
1988, siehe insb. S. 50ff.); und wie die Guillotine den „sauberen Schnitt" zwi-

11 Die Parallelen zur heutigen Gefängnisstrafe sind offensichtlich: Auch hier wird 
der Straftäter in einen sozialen Nicht-Raum verbracht, in dem er von den Blicken 
der Gesellschaft verborgen seine Strafe verbüßt. Im Gegensatz zum Schauspiel 
öffentlicher Hinrichtungen des Mittelalters findet die Bestrafung hinter geschlos­
senen Mauem oder- bei der Deportation -auf einer fernen Insel statt. Die Gesell­
schaft, die nach der Theorie der negativen Generalprävention durch die Bestra­
fung Einzelner von weiteren, eigenen Straftaten abgeschreckt werden soll, 
bekommt von der Realität der Bestrafung keinen faßbaren Eindruck. 
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sehen Leben und Tod vollzieht, so vollzieht die Verschiffung in die Kolonien 
einen ebenso sauberen Schnitt zwischen dem sozialen Leben und dem sozia­
len Nicht-Mehr-Sein. 

Wiederentdeckung von Verbannung/Deportation durch das Aus­
länderrecht? 

Deportation und Verbannung sind heute als Strafen abgeschafft (sofern man 
weiterhin bestehende russische, chinesische und andere landesinterne Gefan­
genenlager als Gefängnisse betrachtet). Man sollte daher meinen, daß es so 
etwas wie Landesverweisungen oder den Transport aus einem Land mit sank­
tionierendem Charakter nicht mehr gibt. An dieser Stelle wird der aufmerk­
same Beobachter jedoch sehr schnell eines Besseren belehrt, sofern sich der 
Blick vom Strafrecht fort in andere Rechtsgebiete verirrt. In einem abschlie­
ßenden kurzen Ausblick soll dies anhand des deutschen Ausländerrechts unter 
Berücksichtigung des über die Geschichte der Deportation Gesagten erörtert 
werden 12. 

Zu differenzieren ist zunächst zwischen eigenen und fremden Staatsangehöri­
gen. Art. 16 Abs. 1 GG bestimmt seit in Kraft treten des Grundgesetzes, daß 
die deutsche Staatsangehörigkeit nicht entzogen werden darf und der Verlust 
aufgrund eines Gesetzes nur dann eintreten kann, wenn der Betroffene dadurch 
nicht staatenlos wird. Dies beschreibt, in einer modernen Formulierung, ein 
Verbot der in früheren Zeiten durch die Deportationsstrafe eintretenden 
Rechtsfolgen (nämlich der endgültigen Ausstoßung aus der Gesellschaft) und 
legt damit im Range eines Grundrechts fest, daß die Landesverweisung deut­
scher Staatsangehöriger unzulässig ist13• Der Deportationsstrafe ist damit zumin-

12 Selbstverständlich gibt es einen wesentlichen Unterschied zwischen der Depor­
tation und der heutigen Ausweisung. Während die Deportation zu allen Zeiten 
den Transport eigener Staatsangehöriger betraf, gilt die Ausweisung allein Men­
schen mit einer anderen Staatsangehörigkeit, die sich im Gebiet eines Gastlan­
des aufhalten. Bei genauer Betrachtung ist die heutige Ausweisung demnach nicht 
direkt mit der „deportatio", jedoch auch nicht mit der „relegatio" vergleichbar, 
wenngleich letztere zumindest insofern näher an der Ausweisung liegt, als beide 
nur das Verlassen des Landes, nicht aber einen bestimmten zukünftigen Aufent­
haltsort bestimmen (in diesem Sinne Graebsch 1998, S. 122, dort Anm. 8 m.w.N.). 
Betrifft jedoch die Ausweisung einen Menschen ohne deutschen Paß, der gleich­
wohl in Deutschland aufgewachsen ist, wird das Unterscheidungsmerkmal der 
Staatsangehörigkeit zu einer rein juristischen Formalie, die der rechtlichen 
Begründung der Ausweisung dient, ohne den tatsächlichen Verhältnissen Rech­
nung zu tragen. Aus diesem Grund sei es an dieser Stelle gestattet, die Auswei­
sung mit den Prinzipien der Deportationsstrafe (oder relegatio) zu vergleichen, 
zumal, wie sich zeigen wird, die Ausweisung faktisch wie eine Strafe wirkt und 
in der Regel nur bei Straffälligkeit zum Tragen kommt. 

13 Im übrigen beruht Art. 16 Abs. GG tatsächlich auf der Erinnerung an eine Form 
der Deportation, nämlich jener Massenvertreibungen und Ausbürgerungen in den 
Zeiten des Nationalsozialismus, die durch ein grundrechtlich garantiertes Aus­
bürgerungsverbot in der Zukunft verhindert werden sollen (Schmidt-Bleib­
treu/Klein 1995, Rdnr. 3 zu Art. 16). 
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dest in diesem Punkt jegliche zukünftige Grundlage entzogen 14• Dies gilt jedoch 
nur für Deutsche und nicht für in Deutschland Lebende mit anderer Staatsan­
gehörigkeit. 

Die heutige Ausweisungspraxis des Ausländerrechts hat Vorläufer, die bis ins 
vorige Jahrhundert zurückreichen. Hierzu schreibt Holzhauer: 

„Im 19. Jh. kann die auf Ausländer beschränkte L[andesverweisung] kaum noch 
als Kriminalstrafe für einen besonderen Täterkreis angesehen werden, zumal 
sie nicht alternativ neben, sondern kumulativ zu der für alle geltenden Krimi­
nalstrafe hinzutritt, aber auch ohne vorgängigen Gesetzesverstoß aus Sicher­
heitsgründen verhängt wurde. Die L[andesverweisung] war zu einer Maßregel 
der Fremdenpolizei geworden." (Holzhauer 1978, S. 1448) 15. 

In Ermangelung einer rechtlichen Regelung konnte die preußische Regierung 
im Jahre 1802 die oben erwähnten 58 Straftäter nicht über eine strafrechtliche 
Sanktion nach Sibirien deportieren. Aus diesem Grunde wurde damals das Poli­
zeirecht bemüht. Ganz ähnlich verhält es sich heute mit dem Ausländerrecht. 
Die „Verbannung" von Straftätern ohne deutschen Paß ist heute als straf­
rechtliche Sanktion aus zwei Gründen nicht möglich: 

Zum einen verstieße ein solches Vorgehen gegen den in Art. 3 Abs. 1 GG ver­
bürgten Gleichheitsgrundsatz, der rechtlich nicht nur Männer und Frauen (Abs. 
2) gleichstellen soll, sondern darüber hinaus (Abs. 3) auch die Diskriminie­
rung wegen Abstammung, Rasse, Sprache, Heimat und Herkunft untersagt. Eine
zusätzliche Strafe nur für Ausländer darf es dementsprechend nicht geben. Ein
offener Verstoß gegen diesen Grundsatz würde auszuweisenden Ausländern
zumindest den Rechtsweg eröffnen.

Zum anderen verstieße die Ausweisung, wäre sie eine strafrechtliche Sanktion, 
gegen das Verbot der Doppelbestrafung aus Art. 103 Abs. 3 GG (vgl. Schwab 
1989, S. 86), da sie zusätzlich zur (Haft-)Strafe treten würde. Auch hier würde 
ein offener staatlicher Verstoß dem hiervon Betroffenen rechtliche Schritte 
ermöglichen. 

Anders ist es jedoch, wenn - wie dies im geltenden Recht geschieht - die Aus­
weisung nicht als Strafe gilt, sondern zu einer verwaltungsrechtlichen Siche­
rungsmaßnahme umdefiniert wird. Es ist tatsächlich der gleiche Weg, den 
Preußen im Jahre 1802 ging. 

Es läßt sich nicht leugnen, daß die Ausweisung von Straftätern strafenden Cha­
rakter hat und von dem so Betroffenen als (zusätzliche) Strafe empfunden wird 
(Schwab 1989, S. 33; Hohmann-Dennhardt 1996, S. 111; Graebsch 1998, S. 
111). ,,Rechtsuntechnisch", so Kugler, ,,werden Ausländer mit der Auswei­
sung 'doppelt bestraft"' (1995, S. 62). Das Element des sozialen Todes, wie 

14 So schreibt Hesselberger (1995, Rdnr. 3 zu Art. 16) sehr treffend, daß das, was 
früher das Motiv der Deportation war, nunmehr aber verboten sei : ,,Die Regie­
rung könnte deshalb einen ihr mißliebigen Bürger nicht ausbürgern." 

15 In Ergänzung hierzu verweist Holzhauer (ebd.) auf die im Jahre 1781 begründete 
Einrichtung des „Wiener Schubs", bei der in Österreich zweimal im Jahr „die 
'Gauner' zusammengetrieben und die Landfremden über die bayerische Grenze 
abgeschoben [wurden, K.B.], von wo der Schub,jeweils vermindert um die dem 
Land Angehörigen, durch etliche Länder weiterging." 
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es hier mehrfach angesprochen wurde, wird dabei insbesondere von straf­
fälligen Jugendlichen und Heranwachsenden, die ausgewiesen werden, in die­
ser Gestalt wahrgenommen (,,soziale Hinrichtung": Hohmann-Dennhardt 
1996, S. 111; Rüther 1999, Rz. 352f.), ohne daß das Recht sich hierfür sen­
sibilisiert hätte. Schwab, der ausdrücklich betont, es handele sich bei der Aus­
weisung nicht um eine Strafe (1989, S. 86), schließt aus dem strafgleichen 
Charakter 16 der Ausweisung unter Hinweis auf eine Entscheidung des Bun­
desverwaltungsgerichts, daß diese generalpräventive Zwecke erfolgreich ver­
folgen könne und somit wirksam zur Verbrechensbekämpfung beitrage ( ebd. 
S. 33).

Es wird hier -abgestellt auf die Rechtssystematik - die Behauptung verneint, 
es handele sich bei der Ausweisung um eine Strafe, wobei gleichwohl offen 
der strafende Charakter betont und genutzt wird. Dies geschieht noch dazu 1. 
unter dem Eindruck, daß die Landesverweisung in der Rechtsgeschichte immer 
eine Form der (Freiheits-)Strafe war und 2. obwohl die Strafvorschriften des 
Ausländergesetzes als Strafvorschriften firmieren und Teil des sogenannten 

• Nebenstrafrechts sind und lediglich die Rechtsfolgenseite der Ausweisung unter
der Überschrift „Beendigung des Aufenthalts" in die Ordnungsvorschriften ein­
gegliedert ist. Es ist ein reiner, wenngleich überaus wirksamer Formalismus,
der hier zum Ziel führt: die Unterscheidung zwischen rechtsförmiger und
,,rechtsuntechnischer" Bestrafung.

Letztlich handelt es sich jedoch um nichts anderes als eine Umgehung des Depor­
tationsverbots, bei der es allein auf die Frage nach dem Paß und nicht auf die
Frage nach der Heimat ankommt. Es ist müßig, den Fall „Mehmet" zu bemühen,
um die Widersprüche aufzuzeigen. Die Ausweisung straffällig gewordener Aus­
länder ist zum Regelfall geworden, ganz unabhängig davon, ob die Betroffe­
nen zu ihrem Herkunftsland noch eine Beziehung haben oder sich seit langem
in Deutschland aufhalten. Der Paß ermöglicht, wogegen Deutsche durch das
Grundgesetz geschützt sind.

Fazit 

Die vorliegende Darstellung hat gezeigt, daß die soziale Ausschließung - in 
erster Linie in Form strafrechtlicher Sanktionen - in der historischen Ent­
wicklung des Rechts eine wichtige Rolle gespielt hat. Straftäter wurden nicht 
nur wie heute eingesperrt und so von der Gesellschaft isoliert, sie wurden viel­
mehr durch einen gewaltsamen Akt tatsächlich aus der Gesellschaft ausge­
schlossen, indem sie aus ihr verbannt wurden. Überreste dieser Ausschlußform 
sind bis in die heutigen Tage - wenn nicht im Strafrecht, so doch im Auslän­
derrecht - verblieben. Zwar können eigene Staatsangehörige nach dem frühe­
ren Prinzip der Deportation nicht mehr ausgeschlossen werden; mit fremden 
Staatsangehörigen ist dies jedoch immer noch möglich - nun nicht mehr als 
Strafsanktion, sondern als Verwaltungsmaßnahme. Dies setzt-selbst angesichts 
eines anachronistisch erscheinenden Strafmittels wie der Verbannung-die Kon­
tinuitäten der sozialen Ausschließung bis in die heutige Zeit fort. 

16 Schwab schreibt, die Ausweisung werde „im Hinblick auf die sozialen Folgen 
von den Betroffenen häufig viel härter als die mit der Freiheitsentziehung ver­
bundenen Strafen empfunden" (1989, S. 33). 

40 Krim. Journal, 33. Jg. 2001, H.1 



Literatur 

ARASSE, D., Die Guillotine. Die Macht der Maschine und das Schauspiel der Gerech­
tigkeit, Reinbek bei Hamburg 1988 (zuerst Paris 1987). 

ARENDT, H., Elemente und Ursprünge totaler Herrschaft. Antisemitismus, Impe­
rialismus, totale Herrschaft, zitiert nach der im Schriftbild veränderten 5. 
Taschenbuchauflage, München 1996 (zuerst New York 195 !). 

BECCARIA, C., Über Verbrechen und Strafen. Nach der Ausgabe von 1766 über­
setzt und hrsg. von Wilhelm Alff, Frankfurt a.M./Leipzig 1998. 

BOCKELMANN, P., Franz von Liszt und die kriminal politische Konzeption des All­
gemeinen Teils, in: Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft 1969, S. 
597 - 612. 

BRUCK, F., Empfiehlt sich der Versuch der Deportation nach den Kolonien als Strafe?, 
in: Deutsche Juristen-Zeitung 1898, S. 428 - 429. 

van DÜLMEN, R., Theater des Schreckens. Gerichtspraxis und Strafrituale in der 
frühen Neuzeit, 4. Auflage, München 1995. 

,,Deportation", (ohne Autorenangabe), in: TILCH, H (Hg.), Deutsches Rechtslexi­
kon, Band 1 A - F, 2. Auflage, München 1992, S. 941 - 942. 

GRAEBSCH, C., Ausweisung als Strafe oder: Das geteilte Dealerbild des Rechts, 
in: PAUL, B./SCHMIDT-SEMISCH, H. (Hg.), Drogen-Dealer. Ansichten eines 
verrufenen Gewerbes, Freiburg im Breisgau 1998, S. 109 - 126. 

GRÜNDER, H., Geschichte der deutschen Kolonien, 3. Auflage, Paderborn u.a. 1995. 
HEIMBERGER, J., Deportation, in: STIER-SOMLO, F./ELSTER, A. Handwörter­

buch der Rechtswissenschaft, Bd.2: Deichverbände - Giroverkehr, Berlin/Leipzig 
1927. 

HESSELBERGER, D., Das Grundgesetz. Kommentar für die politische Bildung, 9. 
Auflage, Bonn 1995. 

HOHMANN-DENNHARDT, C., Ausweisungsschutz für straffällig gewordene ein­
heimische Jugendliche ohne deutsche Staatsangehörigkeit, in: BARWIG, K. u.a , 
Ausweisung im demokratischen Rechtsstaat. Hohenheimer Tage zum Ausländer­
recht 1995, Baden-Baden 1996, S. 111 - 115. 

HOLZHAUER, H., Landesverweisung (Verbannung), in: von ERLER, A./KAUF­
MANN, E, .Handwörterbuch zur deutschen Rechtsgeschichte, Bd. 2, Haustür - Lippe, 
Berlin 1978, S. 1436 - 1448. 

von HOLTZENDORFF, F., Die Deportationsstrafe im römischen Recht hinsichtlich 
ihrer Entstehung und rechts geschichtlichen Entwicklung, Leipzig 1859 (Neudruck 
Aalen 1975). 

KERSTEN, J., Alternativen oder alte Hüte? Die Debatte um neue Ideen in der Kri­
minalpolitik, in: KA WAMURA, G./REINDL, R., Strafe zu Hause. Die elektroni­
sche Fußfessel, Freiburg im Breisgau 1999, S. 13-19. 

KÖBERER, W., Schwimmende Gefängnisse, in: BÖLLINGER, L./LAUTMANN, 
R., Vom Guten, das noch stets das Böse schafft. Kriminal wissenschaftliche Essays 
zu Ehren von Herbert Jäger, Frankfurt a.M. 1993, S. 196 - 207. 

KUGLER, R., Ausländerrecht. Ein Handbuch, 2. Auflage, Göttingen 1995. 
von LISZT, F., Der Zweckgedanke im deutschen Strafrecht, in: Zeitschrift für die 

gesamte Strafrechtswissenschaft 1883, S. 1 - 47. 
MITTERMAIER, W., Kann die Deportation im deutschen Strafsystem Aufnahme 

finden?, in: Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft 1899, S. 85 - 132. 
MITTERMAIER, W., Literaturbericht: Deportation, in: Zeitschrift für die gesamte 

Strafrechtswissenschaft 1900, S. 613 - 622. 
MÜLLER-SEIDEL, W., Die Deportation des Menschen. Kafkas Erzählung 'In der 

Strafkolonie' im europäischen Kontext, Frankfurt a. M. 1989. 

Krim. Journal, 33. Jg. 2001, H. 1 41 



RÜPING, H., Grundriß der Strafrechtsgeschichte, 2. Auflage, München 1991. 
RÜTHER, K., Strafverteidigung von Ausländern. Praxishandbuch zu den Beson­

derheiten von Strafprozeß und Strafvollzug, Neuwied/K.riftel 1999. 
RUSCHE, G./KIRCHHEIMER, 0., Sozialstruktur und Strafvollzug, Frankfurt a.M. 

1981 (zuerst New York 1939). 
SCHMIDT, E., Einführung in die Geschichte der deutschen Strafrechtspflege, 3. Auf-

lage, Göttingen 1983. 
SCHMIDT-BLEIBTREU, B./K.LEIN, F., Kommentar zum Grundgesetz, 8. Auflage, 

Neuwied 1995. 
SCHWAB, S., Die Ausweisung nach dem Ausländergesetz. Untersuchung der Pra­

xisrelevanz der Ausweisungsgründe, Pfaffenweiler 1989. 
SIEVERTS, R., Franz von Liszt und die Reform des Strafvollzuges, in: Zeitschrift 

für die gesamte Strafrechtswissenschaft 1969, S. 650 - 659. 
VOIGT, J. H., Die Deportation - ein Thema der deutschen Rechtswissenschaft und 

Politik im 19. und frühen 20. Jahrhundert, in: GESTRICH, A. u.a. (Hg.), Auswei­
sung und Deportation: Formen der Zwangsmigration in der Geschichte, Stuttgart 
1995, s. 83 - 101. 

(April 2000) 

Kai Bammann 
Querstr. 3 
27404 Zeven 

42 Krim. Journal, 33. Jg. 2001, H. 1 


	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8
	Page 9
	Page 10
	Page 11
	Page 12
	Page 13
	Page 14
	Page 15

